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2. Kapitel: Medienverfa:)sungsrecht 

i111 Hinblick auf die demokratiSChe Willen,bildung ein berechtigtes Tn­
tere~se.»126 

C. Spezialgesetzlithe und kon7.l'Ssioniertc Unternehmen 

61 Be~onderc Kunstellationen ergeben sich, wenn die Meinungsfreiheit gegen­
über spezialgesdzlichen und kO/lzessionierten Unlernehm(!n geltend gemacht. 
wird. So musste ~ich das Bundesgericht mit. einem Fall hefassen. bei dem die 
PORt dCn Versand von Zeitschriften de~ Vereins gegen Tietfahriken (VgT) 
verweigert halle. weil sie wegen der provokativen Beiträge eine Schädigung 
ihres Rufes bei der Kundschatl befürchtelC. 127 Der VgT rugtc eine Verletzung 
der Mcinungs- und Pressefreiheit durch die Post. Ein Problem bildete der 
Um~tand. dass der fragliche Versand nicht unter den öffentlichen Universal­
dienst gemäss ArL 2 11. Postgesetz''', "ondem unter die freien Wettbewerh~­
dien~te gemass An. 9 fiel. hei denen die Post frei entscheiden kann. Aufträge 
anzunehmen oder abzulehnen. Rei Aufträgen im Universaldienst i~t die Pos! 
dagegen kraft staatlicher Aufgahe von Gesetze~ wegen zum Versand ge­
zwungen. es be~teht also Kontrahiemng"wang. Weil der hetreffende Ver­
~and aher dem niehtstaatlichcn Wettbewerh~dicnst zuzuordnen war. prüfte 
das Bunde~gerieht. zunächst die Prage, ub die Post als selbständige Anstalt 
des öffentlichen R"chts unntittelbar an die Grundrechte gebunden sei, wa~ es 
aber vcnlcint.e,129 

62 Die Frage nach eine,' Bh.dung mlhand der Driuwirkung LS.v. Art. 35 Abs.3 
BV liess das Bundesgericht schliesslieh offen. weil eine Kontrahicnmgs­
ptlicht der Po",_ auch aufgmnd «rein privatrechtlicher Übcrlegllngell» heo.u­
leHen sei. So habe die Pust eine ~ta,.ke Marktposition inne, biele die ben-ef­
fende Dienstleistung öffentlich an und könne ullsserdem keine sachlichen 
Gründe fü.· die Verweigerung der Annahme darlegen.''' Im Ergebni~ läuft das 
Urteil indes darauf hinaus, dass die Pm,(. nicht die politi~chc Meinung ihrer 
Kundschaft hinterfragen darf. Das Uneil hat auch den ganz praktischen Vor­
teil~ dass die P(J~t.angestellten hei Ent.ge,gel1nahme einer Sendung um die aka­
dontische Abwligung zwischen dem Ruf des gelben Riesen und der Mei­
nung~fTciheit des Absenders herumkommen. 

126 BGE 101 IV 1671'. 5. 
127 BGE 129 11115. 
In Postgest.tz vom 30. April 1997, SR 783,0. 
129 A.M, HANGARTE.R, Gl1ltld~~:hlsbindung, S. 5151"1".; vgI. auch ßGE 109 Tb 146 EA 

bdr(~ffend die Sc:h\vt;)z,erischc Nationalhnnk. Soweit diese als Aktic:::ngcscllschaft pri­
vatl'ec.ht.lich auftritt, bleibt sie in Erfüllung der ge.set7Iicl! ÜbtTtragcnen (öffentlichen) 
Aufgaben an die Gnmdrechre gebunden. 

130 GGE 129 III 35 H. 5.4. 
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